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A. Zielsetzung 

Wenn bei einem Mietverhältnis über nicht preisgebundenen 
Wohnraum der Vermieter eine Mieterhöhung in Anpassung an 
die ortsüblichen Vergleichsmieten verlangt, muß er dieses Mie-
terhöhungsverlangen begründen. Er kann hierzu insbesondere 
auf eine Übersicht über die ortsüblichen Entgelte (Mietspie-
gel), auf das Gutachten eines Sachverständigen oder auf ent-
sprechende Entgelte für einzelne vergleichbare Wohnungen 
Bezug nehmen (§ 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Miet-
höhe). 

Mietspiegel haben sich als das am besten geeignete Mittel zum 
Nachweis der Vergleichsmiete bei Mietanpassungen herausge-
stellt. Sie stehen jedoch als Begründungsmittel gleichberech-
tigt neben anderen Begründungsmitteln, die § 2 Abs. 2 des Ge-
setzes zur Regelung der Miethöhe nennt. Die von der Bundes-
regierung bisher herausgegebenen „Hinweise für die Aufstel-
lung von Mietspiegeln" haben den Gemeinden mit mehr als 
50 000 Einwohnern die Aufstellung eines Mietspiegels empfoh-
len. Dieser Empfehlung ist bisher nur ein Teil der in Betracht 
kommenden Gemeinden gefolgt. Die bisher aufgestellten Miet-
spiegel weisen z. T. Mängel auf, die auch ihre Anerkennung 
durch die Gerichte in Frage stellen. Die laufende Anpassung 
der Mietspiegel an die Marktentwicklung findet nicht überall 
rasch genug statt. Es ist deshalb erforderlich, durch gesetzliche 
Regelung eine verstärkte Erstellung und zeitnahe Fortschrei-
bung von Mietspiegeln auf der Grundlage einheitlicher Krite-
rien sicherzustellen. 

B. Lösung 

Gemeinden mit 100 000 und mehr Einwohnern werden gesetz

-

lich zur Erstellung von Mietspiegeln verpflichtet. In gleicher 
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Weise werden kleinere Gemeinden mit 50 000 und mehr Ein-
wohnern verpflichtet, wenn dies von Interessenvertretern der 
Vermieter oder der Mieter beantragt wird. Die Gemeinden 
können dieser Verpflichtung auch dadurch nachkommen, daß 
sie einen von anderer Seite erstellten Mietspiegel anerkennen. 
Darüber hinaus entfällt die Verpflichtung der Gemeinde, wenn 
Interessenvertreter der Vermieter und der Mieter gemeinsam 
einen Mietspiegel erstellt haben, der den Anforderungen die-
ses Gesetzes entspricht. Der Mietspiegel ist in bestimmten Ab-
ständen der Entwicklung der ortsüblichen Entgelte anzupas-
sen oder neu zu erstellen. Vermieter und Mieter haben bei der 
Erstellung und Fortschreibung von Mietspiegeln der Ge-
meinde durch Erteilung der notwendigen Auskünfte mitzuwir-
ken. Die den Gemeinden auferlegten Verpflichtungen müssen 
am 1. Januar 1983 erfüllt sein. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Für die Gemeinden, soweit sie durch das Gesetz verpflichtet 
werden, entstehen Kosten unterschiedlicher Höhe. Die Kosten 
der erstmaligen Erstellung eines Mietspiegels werden je nach 
Gemeindegröße und vorhandenem Datenmaterial voraussicht-
lich zwischen 50 000 und 200 000 Deutsche Mark betragen; in 
einzelnen Gemeinden können die Kosten darüber liegen. Über 
diese Kosten hinaus fallen weitere Kosten für die laufende Ak-
tualisierung des Mietspiegels an, die jedoch erheblich niedri-
ger sein werden. 

Erhebliche Einsparungen entstehen bei den Vermietern und 
Mietern, weil ihnen die anderweitige Ermittlung von Ver-
gleichsmieten weitgehend erspart bleibt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (33) - 843 01 - Mi 24/81 Bonn, den 17. August 1981 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über die Erstellung von Übersichten über die üblichen Entgelte für 
nicht preisgebundenen Wohnraum (Mietspiegelgesetz — MSpG —) mit Begrün-
dung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. 

Der Bundesrat hat in seiner 502. Sitzung am 10. Juli 1981 gemäß Artikel 78 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 er-
sichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Gscheidle 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über die Erstellung von Übersichten über die 
üblichen Entgelte für nicht preisgebundenen Wohnraum 
(Mietspiegelgesetz — MSpG —) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Erstellung und Fortschreibung von Mietspiegeln 

(1) Gemeinden mit 100 000 und mehr Einwohnern 
haben, soweit nicht die Voraussetzungen des Absat-
zes 2 vorliegen, für das gesamte Gemeindegebiet 
eine Übersicht über die in der Gemeinde für nicht 
preisgebundenen Wohnraum vergleichbarer Art, 
Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage ge-
zahlten üblichen Entgelte im Sinne des § 2 Abs. 2 
Satz 2 des Gesetzes zur Regelung der Miethöhe 
(Mietspiegel) zu erstellen. Das gleiche gilt für Ge-
meinden mit 50 000 und mehr, jedoch weniger als 
100 000 Einwohnern, wenn Interessenvertreter, die 
einen nicht nur unerheblichen Teil der Vermieter 
oder der Mieter im Gemeindegebiet vertreten, die 
Erstellung eines Mietspiegels beantragen. Die Ge-
meinde kann diese Verpflichtung auch dadurch er-
füllen, daß sie einen von anderer Seite erstellten 
Mietspiegel anerkennt, der den Vorschriften dieses 
Gesetzes entspricht. 

(2) Die Verpflichtung der Gemeinde nach Absatz 1 
entfällt, wenn Interessenvertreter der Vermieter 
und der Mieter gemeinsam einen Mietspiegel er-
stellt oder anerkannt haben, der den Vorschriften 
dieses Gesetzes entspricht. Die Interessenvertreter 
haben der Gemeinde auf Verlangen Auskunft über 
die Ermittlung und Aufbereitung des dem Mietspie-
gel zugrunde gelegten Datenmaterials zu erteilen. 

(3) Der Mietspiegel soll jeweils nach Ablauf von 
höchstens zwei Jahren der Entwicklung der übli-
chen Entgelte angepaßt (Fortschreibung) und je-
weils nach Ablauf von höchstens sechs Jahren neu 
erstellt sein. 

(4) Gemeinden, die miteinander in räumlichem 
Zusammenhang stehen, können ihre Verpflichtun-
gen nach den Absätzen 1 bis 3 gemeinsam erfüllen. 
Eine nach den Absätzen 1 bis 3 verpflichtete Ge-
meinde kann Gemeinden oder Teile von Gemeinden, 
die mit ihr in räumlichem Zusammenhang stehen, in 
den Mietspiegel einbeziehen, wenn diese Gemein-
den der Einbeziehung zustimmen. 

(5) Die von der Landesregierung bestimmten Stel-
len können Gemeinden bezeichnen, die nach Maß-
gabe des Absatzes 4 zu verfahren haben. Hiervon 
ausgenommen sind Gemeinden, die einen den An-
forderungen dieses Gesetzes entsprechenden Miet-
spiegel erstellt oder anerkannt haben oder alsbald 
zu erstellen oder anzuerkennen beabsichtigen. Die 
von der Einbeziehung nach Satz 1 betroffenen Ge-

meinden sind bei der Erstellung, Anerkennung oder 
Fortschreibung des Mietspiegels zu beteiligen; der 
Mietspiegel ist für das Gebiet einer solchen Ge-
meinde nur wirksam, wenn diese ihm zustimmt. 

(6) Bei der Erstellung, Anerkennung oder Fort-
schreibung sollen Interessenvertreter der Vermieter 
und der Mieter im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 betei-
ligt werden. 

(7) Die Vorschriften der §§ 2 bis 6 gelten auch für 
den Fall, daß Gemeinden, die nicht dazu verpflichtet 
sind, einen Mietspiegel erstellen, anerkennen oder 
fortschreiben. 

§2 

Mindestanforderungen 

(1) Der Mietspiegel muß ein Abbild der Entgelte 
sein, die in der Gemeinde für nicht preisgebundenen 
Wohnraum üblicherweise gezahlt werden. Bei der 
Gliederung des Mietspiegels sind die örtlichen Woh-
nungsmarktverhältnisse zu berücksichtigen. 

(2) Im Mietspiegel ist das Entgelt anzugeben, das 
sich ergäbe, wenn Betriebskosten und andere Ne-
benleistungen nicht enthalten wären, oder es ist an-
zugeben, welche Betriebskosten oder andere Neben-
leistungen in den ausgewiesenen Entgelten enthal-
ten sind. 

(3) Im Mietspiegel sind die üblichen Entgelte 
durch Mietzinsspannen anzugeben. Die Grenzen 
sind bei der Erstellung und Fortschreibung so zu be-
messen, daß sie zwei Drittel der für die gebildeten 
Kategorien erfaßten Entgelte enthalten; von den er-
faßten Entgelten bleiben vorweg diejenigen außer 
Betracht, die der Höhe nach ganz außer Verhältnis 
zu der überwiegenden Zahl der Entgelte stehen. Ent-
gelte, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen an 
Höchstbeträge gebunden sind, dürfen nicht berück-
sichtigt werden. 

§3 

Auskunftspflicht der Vermieter und Mieter 

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die für die Erstel-
lung oder Fortschreibung des Mietspiegels erforder-
lichen Angaben über Art, Größe, Ausstattung, Be-
schaffenheit und Lage des Wohnraums und die ge-
zahlten Entgelte selbst oder durch einen von ihr be-
auftragten Dritten zu erheben. Bei der Verarbeitung 
der erhobenen Daten dürfen schutzwürdige Belange 
der Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. Einzel-
angaben mit Namen und Anschrift dürfen nur zum 
Zwecke der Erstellung oder Fortschreibung des 
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Mietspiegels verwendet werden; die Vorschriften 
der §§ 105 und 111 der Abgabenordnung gelten inso-
weit nicht. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Vermieter und 
Mieter sowie die Gebäudeverwalter. 

(3) Die in Absatz 1 bezeichneten Stellen sind be-
rechtigt und verpflichtet, die erhobenen Einzelanga-
ben ohne Namen und Anschrift den fachlich zustän-
digen obersten Bundes- oder Landesbehörden sowie 
den von ihnen bestimmten Stellen auf Verlangen für 
statistische Zwecke zu übermitteln. 

§4 

Bekanntmachung des Mietspiegels, 
Auskunftspflicht der Gemeinde 

(1) Die Gemeinde macht ihren Mietspiegel be-
kannt und hat ihn zu jedermanns Einsicht bereitzu-
halten. 

(2) Die Gemeinde hat auf Verlangen Auskunft 
über die Ermittlung und Aufbereitung des ihrem 
Mietspiegel zugrunde gelegten Datenmaterials zu 
erteilen. Namen oder Anschriften dürfen nicht mit-
geteilt werden. 

§5 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften 
über die Erstellung, Anerkennung und Fortschrei-
bung eines Mietspiegels sowie über das Verfahren 
der Datenübermittlung nach § 3 Abs. 3. 

§6 

Ordnungswidrigkeit 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig eine Auskunft nach § 3 Abs. 1 und 2 nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet 
werden. 

§7 

Übergangsregelung, 
Veränderung der Einwohnerzahl 

(1) Die Verpflichtungen nach diesem Gesetz müs-
sen von den Gemeinden mit 100 000 und mehr Ein-
wohnern bis zum 1. Januar 1983, von den Gemeinden 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 innerhalb von acht-
zehn Monaten nach Antragstellung erfüllt sein. 

(2) Steigt die Einwohnerzahl einer Gemeinde nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 100 000 und mehr 
Einwohner, so müssen die Verpflichtungen nach die-
sem Gesetz spätestens innerhalb von achtzehn Mo-
naten erfüllt sein. Sinkt die Einwohnerzahl einer Ge-
meinde nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf weni-
ger als 100 000 Einwohner, so bleibt die Verpflich-
tung der Gemeinde zur Fortschreibung bis zu dem 
Zeitpunkt bestehen, zu dem sie nach § 1 Abs. 3 zur 
Neuerstellung verpflichtet wäre; das gleiche gilt für 
eine Gemeinde im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2, wenn 
deren Einwohnerzahl unter 50 000 sinkt. Maßgebend 
für den Beginn der Laufzeit der Fristen nach Satz 1 
und 2 ist die Einwohnerzahl am 31. Dezember eines 
jeden Jahres. 

§8 

Berlin- Klausel, 
Sondervorschriften für Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

(2) Die Verpflichtung zur Erstellung eines Miet-
spiegels ist im Land Berlin spätestens innerhalb von 
achtzehn Monaten nach Freigabe der Mietpreise zu 
erfüllen. Die Möglichkeit, vorher einen Mietspiegel 
zu erstellen oder anzuerkennen, bleibt unberührt. 

§ 9  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

I. Ausgangslage 

Das Gesetz zur Regelung der Miethöhe (MHG) vom 
18. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3604) gibt dem Ver-
mieter in § 2 Abs. 2 mehrere Möglichkeiten an die 
Hand, um zu begründen, daß sich sein Verlangen 
nach einer höheren Miete im Rahmen der ortsübli-
chen Entgelte für vergleichbaren Wohnraum hält. Es 
nennt als Beispiele für eine solche Begründung die 
Bezugnahme auf eine Übersicht über die ortsübli-
chen Entgelte — kurz Mietspiegel genannt —, die 
Verweisung auf ein Sachverständigengutachten und 
die Benennung von mindestens drei Vergleichswoh-
nungen. Vergleichbare Wohnungen zu ermitteln, 
kann jedoch für den Vermieter mit Schwierigkeiten 
verbunden sein. Ein Sachverständigengutachten 
verursacht dem Vermieter erhebliche Kosten. Die 
gleichen Nachteile wirken sich gegen einen Mieter 
aus, wenn dieser die Berechtigung des Erhöhungs-
verlangens überprüfen will. Eine größere Zahl von 
Gemeinden hat daher — meist im Zusammenwirken 
mit Interessenvertretern der Vermieter und der 
Mieter — Mietspiegel für ihr Gemeindegebiet er-
stellt. 

Wie sich aus einer im Auftrag des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau durch-
geführten Untersuchung (Institut für Wohnen und 
Umwelt, Auswertung und Analyse bisher erstellter 
Mietspiegel in der Bundesrepublik Deutschland) er-
gibt, bestanden im Jahr 1979 Mietspiegel in rd. 
50 v. H. der Gemeinden über 50 000 Einwohner. Eine 
Analyse der Mietspiegel hat jedoch ergeben, daß 
diese — je nach Datenauswahl und einbezogenen 
Miet- und Wohnungskriterien — in ihrer Aussage-
kraft sehr unterschiedlich waren. 

Diese Situation hat dazu beigetragen, daß in der Pra-
xis Unsicherheit über die Beweiskraft von Mietspie-
geln in Mieterhöhungsprozessen besteht. Die Unter-
schiede in der Aussagekraft der Mietspiegel werden 
noch dadurch verstärkt, daß diese häufig nur unzu-
reichend an die Marktentwicklung nach Erstellung 
angepaßt werden. Dies führt zu einer nicht er-
wünschten Marktentwicklung, die auch auf das In

-

vestitionsverhalten von Investoren im freifinanzier-
ten Mietwohnungsbau Einfluß haben kann. Insge-
samt haben sich Mietspiegel jedoch in der Praxis ge-
genüber anderen Mitteln zur Begründung des Erhö-
hungsverlangens am besten bewährt. 

II. Grundzüge des Entwurfs 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht eine einheitli-
che Regelung für die Erstellung und Fortschreibung 
von Mietspiegeln vor. Einerseits soll die breitere An-
wendung dieses Begründungsmittels erreicht, ande

-

rerseits dessen Aussagekraft verstärkt werden. Der 
Entwurf trägt der Forderung Rechnung, das Mieter-
höhungsverfahren zu vereinfachen. Die Interessen 
von Vermietern und Mietern werden in gleicher 
Weise berücksichtigt, indem eine zuverlässige Über-
prüfung des Erhöhungsverlangens für beide Ver-
tragspartner ermöglicht wird. Die materiell-rechtli-
chen Voraussetzungen des Erhöhungsverlangens 
bleiben durch das Gesetz unberührt. 

Im einzelnen sieht der Entwurf vor, daß Gemeinden 
mit 100 000 und mehr Einwohnern öffentlich-recht-
lich zur Erstellung der Fortschreibung von Mietspie-
geln verpflichtet werden (§ 1 Abs. 1). Kleinere Ge-
meinden mit 50 000 und mehr Einwohnern können 
durch einen Antrag von Interessenvertretern der 
Vermieter oder der Mieter entsprechend verpflich-
tet werden. 

Bei zusammenhängenden Wohnungsmärkten kön-
nen kleinere Umlandgemeinden ganz oder teilweise 
in den Mietspiegel einbezogen werden (§ 1 Abs. 4 
und 5). Der Entwurf stellt Mindestanforderungen an 
den Inhalt sowie das Verfahren zur Erstellung und 
Fortschreibung von Mietspiegeln auf (§ 2), wobei 
Einzelheiten in allgemeinen Verwaltungsvorschrif-
ten der Bundesregierung geregelt werden sollen 
(§ 5). Vermieter und Mieter werden verpflichtet, die 
Gemeinde bei der Datenbeschaffung durch Aus-
künfte zu unterstützen (§ 3). Die Gemeinde macht ih-
ren Mietspiegel bekannt und hat ihn zu jedermanns 
Einsicht bereitzuhalten (§ 4). 

III. Kosten 

Durch das Gesetz entstehen für die betroffenen Ge-
meinden Kosten in unterschiedlicher Höhe. Von der 
Verpflichtung sind z. Z. rd. 70 Gemeinden über 
100 000 Einwohner direkt betroffen, von denen be-
reits rd. 70 v. H. einen Mietspiegel erstellt haben; 84 
Gemeinden haben eine Einwohnerzahl zwischen 
50 000 und 100 000 Einwohnern. Die Kostenbela-
stung für die einzelne Gemeinde hängt im wesentli-
chen von der Gemeindegröße sowie dem vorhande-
nen Datenmaterial ab. Ferner ist zu berücksichti-
gen, daß den Gemeinden durch die in § 5 des Ent-
wurfs vorgesehenen allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften Material für die Erstellung und Fortschrei-
bung von Mietspiegeln an die Hand gegeben wird, 
welches zur Kostensenkung beiträgt. 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände bewegen 
sich die Kosten voraussichtlich im Rahmen zwi-
schen 50 000 DM und 200 000 DM; es ist nicht auszu-
schließen, daß in einzelnen Gemeinden höhere Ko-
sten anfallen. Über diese einmaligen Kosten hinaus 
sind weitere Kosten für die Aktualisierung der Miet-
spiegel zu tragen, die jedoch erheblich geringer sein 
werden. 
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B. Die einzelnen Vorschriften 

§ 1 — Erstellung und Fortschreibung von Mietspie-
geln 

Die Vorschrift begründet in Absatz 1 unter Hinweis 
auf § 2 MHG eine Verpflichtung zur Erstellung und 
Fortschreibung von Mietspiegeln für Gemeinden 
mit 50 000 und mehr Einwohnern. Dabei werden Ge-
meinden mit 100 000 und mehr Einwohnern generell 
verpflichtet; bei den übrigen Gemeinden setzt die 
Verpflichtung einen entsprechenden Antrag von In-
teressenvertretern der Vermieter oder der Mieter 
voraus. 

Die Gemeinde kann ihrer Verpflichtung zur Erstel-
lung eines Mietspiegels auch dadurch nachkommen, 
daß sie einen von anderer Seite erstellten Mietspie-
gel anerkennt. Hierbei ist insbesondere auf den Fall 
abgestellt, daß ein Mietspiegel von Interessenvertre-
tern der Vermieter oder der Mieter erstellt wird; es 
ist aber auch an den Fall zu denken, daß z. B. von pri-
vaten Unternehmen eine Übersicht über die Ver-
gleichsmieten erstellt wird. Mit der Anerkennung 
als Ersatz für die eigene Erstellung soll dokumen-
tiert werden, daß der Mietspiegel nach Auffassung 
der Gemeinde den Anforderungen des Gesetzes ge-
nügt. Die Anerkennung setzt eine entsprechende 
Überprüfung durch die Gemeinde voraus. 

Mit der Regelung in Absatz 2 wird der sog. Ver-
bandsmietspiegel dem Mietspiegel der Gemeinde 
gleichgestellt, sofern er den Anforderungen dieses 
Gesetzes entspricht. Hierzu ist es auch erforderlich, 
daß die Fortschreibung und Neuerstellung entspre-
chend diesem Gesetz erfolgt. Durch ein Auskunfts-
recht gegenüber den Interessenvertretern wird der 
Gemeinde die Möglichkeit gegeben, die Einhaltung 
der gesetzlichen Anforderungen zu überprüfen. Die 
Festlegung bestimmter Zeiträume für die Aktuali-
sierung des Mietspiegels in Absatz 3 soll sicherstel-
len, daß dieser der Marktentwicklung laufend Rech-
nung trägt. Mit der Regelung der Absätze 4 und 5 
wird die Möglichkeit eröffnet, zusammenhängende 
Wohnungsmärkte auch insoweit in einem Mietspie-
gel zu erfassen, als sie über die Gemeindegrenzen 
hinausgehen. Dabei soll das freiwillige Zusammen-
wirken der Gemeinden im Vordergrund stehen. Mit 
der Verpflichtung zur Beteiligung von Interessen-
vertretern der Vermieter und der Mieter (Absatz 6) 
soll eine möglichst breite Übereinstimmung über die 
Erstellung und den Inhalt des Mietspiegels erreicht 
werden. Die Regelung in Absatz 7 soll sicherstellen, 
daß auch alle Übersichten die von den Gemeinden 
freiwillig erstellt, anerkannt oder fortgeschrieben 
werden, den Anforderungen dieses Gesetzes ent-
sprechen; die Vorschrift erfaßt. sowohl die Gemein-
den im Sinne des Absatzes 1 Satz 2, in denen die In-
teressenvertreter keinen Mietspiegel beantragt ha-
ben, als auch die Gemeinden mit weniger als 50 000 
Einwohnern. 

§ 2 — Mindestanforderungen 

§ 2 legt die wesentlichsten Anforderungen an den In-
halt eines Mietspiegels im Einklang mit dem MHG 
im Grundsatz fest. 

Hierzu gehört die Forderung, daß ein Mietspiegel 
die üblichen Entgelte ständig möglichst genau wie-
dergibt. Entsprechend ist die Gliederung des Miet-
spiegels unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
örtlichen Marktverhältnisse vorzunehmen. Hier-
nach ist z. B. auch die Anzahl der Altersklassen zu 
bestimmen. 

Die Vergleichbarkeit der einzubeziehenden Entgelte 
setzt des weiteren voraus, daß ein einheitlicher 
Mietbegriff zugrunde gelegt wird. Der Entwurf 
nennt zunächst die Netto-Kaltmiete, die am ehesten 
einen Vergleich der Entgelte ermöglicht. Er erklärt 
es aber auch für zulässig, die in den ausgewiesenen 
Mieten enthaltenen Nebenleistungen der Art nach 
anzugeben; dies kommt insbesondere in Betracht, 
wenn nach den örtlichen Gegebenheiten Daten über 
die Nebenleistungen nicht beschafft werden kön-
nen. 

Die Bildung von Mietzinsspannen soll dem Umstand 
Rechnung tragen, daß für Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage in 
aller Regel unterschiedliche Entgelte gezahlt wer-
den. Daraus, daß das Entgelt für eine einzelne Woh-
nung im unteren oder im oberen Bereich der Miet-
zinsspanne liegt, kann nicht notwendigerweise auf 
Unterschiede bei den Wohnwertmerkmalen ge-
schlossen werden, sondern die Höhe des Entgelts 
kann auf den unterschiedlichen Präferenzen der 
Marktteilnehmer, unterschiedlicher Dauer der Miet-
vertragsverhältnisse oder auf unvermeidbaren Un-
schärfen des Preisbildungsprozesses beruhen. Aller-
dings können sich die den Spannen zugrunde liegen-
den Mietzinsunterschiede auch aus Wohnunter-
schieden erklären, die im Mietspiegel nicht erfaßt 
werden. 

Bei der Ermittlung der Mietzinsspannen sind grund-
sätzlich alle erfaßten Entgelte, auch vereinbarte 
Staffelmieten, zu berücksichtigen. Zwei Drittel die-
ser Entgelte muß in die Mietzinsspanne eingehen. 
Eine Ausnahme gilt für die sog. Ausreißer, die vor-
weg auszusondern sind. Auch Entgelte, die auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen (z. B. nach dem 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz) an Höchstbe-
träge gebunden sind, haben nicht die erforderliche 
Marktorientierung. Sie sind daher bei der Ermitt-
lung der ortsüblichen Entgelte unberücksichtigt zu 
lassen. Dadurch wird die Möglichkeit der Gemein-
nützigen Wohnungsunternehmen, sich zur Begrün-
dung eines Mieterhöhungsverlangens nach dem 
MHG auf den Mietspiegel zu stützen, nicht be-
rührt. 

Mit der Festlegung von Mindestanforderungen an 
die zu erstellenden Mietspiegel fließen die Erfahrun-
gen aus der Anwendung vorhandener Mietspiegel in 
den Gesetzentwurf ein mit dem Ziel, für eine genaue 
Abbildung der gezahlten Entgelte in den Mietspie-
geln zu sorgen und zugleich die Beweiskraft der aus-
gewiesenen Daten zu verstärken. 

§ 3 — Auskunftspflicht der Vermieter und Mieter 

Die Beschaffung repräsentativer Daten für die Er

-

stellung, Anerkennung und Fortschreibung von 
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Mietspiegeln setzt die Mitwirkung von Vermietern 
und Mietern voraus. § 3 begründet eine entspre-
chende Auskunftspflicht. Auf der anderen Seite wird 
klargestellt, daß dem Gedanken des Persönlichkeits-
schutzes in ausreichendem Maße Rechnung zu tra-
gen ist. Dies erfordert, daß die erhobenen Einzelan-
gaben mit Namen und Anschrift nur für Zwecke des 
Mietspiegels verwendet und nicht an andere Stellen 
weitergegeben werden dürfen, da gerade die Wohn-
verhältnisse einen wesentlichen Teil des Intimbe-
reichs einer Person darstellen. Die Auswertung der 
Einzelangaben ohne Namen und Anschrift für an-
dere statistische Zwecke soll nicht ausgeschlossen 
werden. 

Mit der Berechtigung und Verpflichtung der erhe-
benden Stellen zur Übermittlung von erhobenen 
Einzelangaben an die zuständigen obersten Bundes- 
und Landesbehörden soll eine überörtliche statisti-
sche Aufbereitung der Daten insbesondere für woh-
nungspolitische Zwecke ermöglicht werden. 

§4 — Bekanntmachung des Mietspiegels, Aus-
kunftspflicht der Gemeinde 

Durch die Bekanntgabe des Mietspiegels und ein all-
gemeines Einsichtsrecht wird die Transparenz des 
Mietspiegels sichergestellt. Zusätzlich wird die Ge-
meinde verpflichtet, über das Zustandekommen ih-
res Mietspiegels auf Verlangen Auskunft zu geben. 
Die Grenze der Auskunftspflicht bilden hierbei die 
gesetzlichen Vorschriften über den Datenschutz. 

§ 5 — Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Durch die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
wird den Gemeinden Material an die Hand gegeben, 
wie Mietspiegel erstellt, anerkannt oder fortge-
schrieben werden können. Die Einhaltung der An

-

forderungen der Verwaltungsvorschriften durch die 
Gemeinde kann nur im Wege der Kommunalauf-
sicht erzwungen werden. Ein Verstoß gegen die Ver-
waltungsvorschriften berührt — entsprechend den 
Grundsätzen des öffentlichen Rechts — nicht die 
Wirksamkeit des Mietspiegels, wenn dieser den ge-
setzlichen Mindestanforderungen genügt. 

§6 — Ordnungswidrigkeit 

Die Verletzung der Auskunftspflicht der Vermieter 
und Mieter soll als Ordnungswidrigkeit mit Geld-
buße geahndet werden können. 

§ 7 — Übergangsregelung, Veränderung der Ein-
wohnerzahl 

Die Übergangsregelung soll gewährleisten, daß der 
Gemeinde für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
nach diesem Gesetz ein ausreichender Zeitraum zur 
Verfügung steht. Eine besondere Regelung wird für 
den Fall vorgesehen, daß nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes eine Gemeinde die in § 1 Abs. 1 vor-
gesehenen Einwohnergrenzen über- oder unter-
schreitet. 

§8 — Berlin-Klausel, Sondervorschriften für Ber-
lin 

Absatz 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. Die Son-
dervorschriften des Absatzes 2 sind mit Rücksicht 
auf die bestehende Mietpreisbindung für Altbauten 
in Berlin getroffen worden. 

§9 — Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat hält es nicht für erforderlich, die Ein-
zelfragen der Aufstellung und Fortschreibung von 
Mietspiegeln durch ein besonderes Gesetz zu re-
geln. 
Auch der Bundesrat ist der Auffassung, daß auf die 
vermehrte Aufstellung und eine geordnete, zeitnahe 
und marktorientierte Fortschreibung von Mietspie-
geln hingewirkt werden muß. Ausreichend erscheint 
jedoch eine Verordnungsermächtigung, wie sie in 
der Initiative des Bundesrates für den Entwurf eines 
Gesetzes zur Erhöhung des Angebots an Mietwoh-
nungen — BR-Drucksache 210/81 — (Artikel 1 Nr. 2 
Buchstabe a — § 2 Abs. 3 Miethöhegesetz) vorgese

-

hen ist. Eine Regelung durch Gesetz empfiehlt sich 
auch deshalb nicht, weil bei der praktischen Anwen-
dung in Kürze Anderungen und Ergänzungen im 
Detail erforderlich werden dürften. Für eine buß-
geldbewehrte Auskunftspflicht hat sich bei der bis-
herigen Aufstellung von Mietspiegeln kein Bedürf-
nis gezeigt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf läuft den Bemühun-
gen des Bundesrates zur Eindämmung der Geset-
zesflut und zum Abbau von Bußgeldtatbeständen 
entgegen. 

Der Bundesrat lehnt deshalb den Gesetzentwurf 
ab. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Mietspiegel haben sich — hiervon geht auch der 
Bundesrat aus — in der Praxis gegenüber anderen 
Mitteln zur Begründung eines Mieterhöhungsver-
langens am besten bewährt. Die Bundesregierung 
hält es daher im Interesse der Vermieter und Mieter 
für erforderlich, die Erstellung von Mietspiegeln 
nicht der Entscheidungsfreiheit der Gemeinden zu 
überlassen, sondern sie dort zwingend vorzuschrei-
ben, wo die Transparenz des Marktgeschehens nicht 
gewährleistet ist. 

Die Vorschriften über die Erstellung von Mietspie-
geln richten sich an die Gemeinden; sie gehören dem 
öffentlichen Recht an. Sie sollten deshalb nicht in 
das dem Privatrecht zuzuordnende Gesetz zur Rege-
lung der Miethöhe eingefügt, sondern in einem ei-
genständigen Gesetz geregelt werden. 

Darüber hinaus erscheint es im Hinblick auf die Be-
deutung der Mietspiegel und im Interesse ihrer Ein-
heitlichkeit notwendig, die grundsätzlichen Fragen 
— insbesondere über die Mindestanforderungen an 
den Inhalt und die Bekanntmachung von Mietspie-
geln sowie über die Mitwirkung von Mietern und 
Vermietern — durch Gesetz zu regeln. Der Gesetz-
entwurf sieht weiter vor, daß den Gemeinden Hin-
weise zur Aufstellung und Fortschreibung von Miet

-

spiegeln in Form von allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften gemäß Artikel 84 Abs. 2 des Grundgesetzes 
gegeben werden. Dies hat gegenüber der vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Verordnungsermächtigung 
den Vorteil, daß durch eine flexiblere Ausgestaltung 
den örtlichen Gegebenheiten besser Rechnung ge-
tragen werden kann. 

Da die im Interesse der Bürger liegenden Mietspie-
gel nur durch eine Mitwirkung der Vermieter und 
Mieter erreicht werden können, hält die Bundesre-
gierung entgegen der Auffassung des Bundesrates 
eine bußgeldbewehrte Auskunftspflicht für erfor-
derlich. 

Der im Entwurf des Bundesrates für ein Gesetz zur 
Erhöhung des Angebots an Mietwohnungen (BR

-

Drucksache 210/81) vorgesehenen Regelung (Arti-
kel 1 Nr. 2 a), nach der bei der Aufstellung von Miet-
spiegeln lediglich die innerhalb der letzten vier 
Jahre vereinbarten Entgelte zugrunde zu legen sind, 
wird nicht zugestimmt. 

Dies wäre eine erhebliche Veränderung des gelten-
den Vergleichsmietensystems, die voraussichtlich 
deutliche Mietpreissteigerungen ermöglichen 
würde. 






